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Auf die Revision der Klägerin werden das Urteil des Landes—
sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 150 Oktober 1966,

das Urteil des Sozialgerichts Düsseldorf vom 160 November

1964 und die Bescheide der beklagten Krankenkasse vom

510 Juli und 220 September 1959 aufgehoben, soweit darin
Beiträge für die Beigeladenen zu 4 und 5 nachgefordcrt

worden sind:. \

Die beteiligten Versichérungsträger haben der Klägerin
die Kosten der ersten beiden Rechtszüge je zu l/@, die

Beklagte und die beigeladenen Versicherungsträger zu 2 und

3 die Kosten des Revisionsverfehrens je zu 1/5 zu erstatteno

Die Beteiligten streiten über die Beitragspflicht einer

Sonderzuwendung ("Geburtstagsspende"), die die Klägerin

—H:::::„AG— im Januar 1959 ihren Arbeitnehmern aus Anlaß

des 50° Geburtstages ihres Gründers Hg;;;j;■z;;gn;gevährt
‘ /

hat°

Für die genannte Sonderzuwendung hat das zuständige Finanz—

amt nach Übernahme der Lohnsteuer durch die Klägerin die

>Pauschalbesteuerung gemäß 5 55 b der Lohnsteuer—Durchfüh—

rungsverordnung (LStDV) zugelassene Mit Rücksicht hierauf

hält die Klägerin die Zuwendung — als pauschalbesteuerten

Bezug im Sinne des Gemeinsamen Erlasses des Reichsfinanz—

ministers und des Reichserbeitsministers vom 20° September

1944 (Gemeinsamer Erlaß) — für beitragsfrei° Die beklagte
Krankenkasse teilt diese Auffassung nicht und forderte 1959

die Nachentrichtung der Beiträge zur Kranken—, Renten— und

Arbeitelosenversicherung (Bescheid vom 51° Juli, bestätigt

..}-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


durch Widerspruehsbe3cheid vom 22 September 1959); während

des Berufungsverfahrens wurde der Rechtsstreit auf die Bei—

träge für die Beigeladenen zu 4 und 5 beschränkte

Das Sozialgericht (SG) Düsseldorf hat die Klage abgewiesen,

das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen hat die

Berufung der Klägerin zurückgewiesen; Der Gemeinsame Erlaß

sei zwar weiterhin geltendes Recht, die hier streitige Be—

stimmung (Abschnitt 1 Satz 2 Nro 4: Beitragsfreiheit von
”Bezügen, für die ich, der Reichsminister der Finanzen,

Pauschalbesteuerung zugelassen habe oder zulassen werde“)

setze jedoch voraus, daß die pauschale Besteuerung von

einer zentralen Stelle und für Bezüge zugelassen sei, die

der Art nach genau bezeichnet seien und für die ein fester

Pauschsteuersatz erhoben werde° Diese Voraussetzungen lägen

bei einer Pauschalbesteuerung nach 5 55 b LStDV nicht vor,
diese werde nämlich von den einzelnen Finanzämtern für

typenmäßig nicht näher abgegrenzte Bezüge nach jeweils

besonders zu ermittelnden Steuersätzen zugelassen° @ 55 b
LStDV sei daher entgegen BSG 24, 71 keine Zulassungsrege—

lung im Sinne des Gemeinsa amen Erlasses von 1944 Andern—

falls müßten sämtliche nach der genannten Vorschrift pau—
schalbesteuerte Bezüge — einschließlich der Bezüge kurz—

fristig beschäftigter Arbeitnehmer und nachzuversteuernder

Einkünfte — beitragsfrei bleiben, was für letztere nicht

Rechtens sein könneo Im übrigen bestände wegen der MögliCh«

keit einer unterschiedlichen Handhabung des 5 55 LStDV
durch die Finanzämter die Gefahr, daß die Beitragspflicht

gleicher Bezüge verschieden beurteilt würde„ Das wäre mit

dem Wesen der Sozialversicherung als einer einheitlichen

Ordnung unvereinbar, zumal die sozialschädlichen Auswir—

kungen der Rechtszersplitterung die schutzbedürftigen Ver—

sicherten zu tragen hätten, da bei ihnen uoU„ größere Teile
des Lohnes unabhängig von ihrem Willen beiträgsfrei bliebeno
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Schwierigkeiten der Beitragsberechnung fielen demgegenüber

nicht entscheidend ins Gewicht° Auch aus Art° 2 des Steuer—

änderungsgesetzes 1961 (Sonderreg■ung über die Beitragsfrei—

heit pauschalbesteuerter Bezüge von Aushilfskräften in der

Land— und Forstwirtschaft) sei zu entnehmen, daß der Ge—

setzgeber nicht schon die Zulassung der Pauschbesteuerung

nach 5 55 b LStDV für ausreichend gehalten habe, um inso—

weit Beitragsfreiheit zu begründen° Daß einmalige Zuwendun—

gen der streitigen Art früher als festbesteuerte Bezüge

beitragsfrei gewesen seien„sei heute unter der veränderten

Rechtslage nicht mehr entscheidend (Urteil vom 150 Oktober

1966)°

Gegen dieses Urteil hat die Klägerin die zugelassene Revi—

sion eingelegt„ Ihrer Ansicht nach hat das LSG die fragli—

che Bestimmung des Gemeinsamen Erlasses 1944 in Fällen

einer Pauschbesteuerung nach 5 55 b LStDV zu Unrecht nicht

angewendet° Tatsächlich seien sämtliche Voraussetzungen‚

die nach Meinung des LSG für eine Beitragsbefreiung in Fäl—

len einer Pauschalbesteuerung vorliegen müßten, hier erfüllt°

Die sozialpolitischen Bedenken des LSG seien unbegründet

und im übrigen für die Auslegung des geltenden Rechts unbe»

achtlich; schließlich sei eine Beitragserhebung von pauschalm

besteuerten Bezügen auch technisch nicht möglich„ Die Klä—

gerin beantragt,

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen vom

15° Oktober 1966, das Urteil des SG Düssel—

dorf vom 16° November 1964 und die Bescheide

der beklagten Krankenkasse vom 51° Juli und

22° September 1959 hinsichtlich der Beigela—

denen zu 4 und 5 aufzuheben°

Die beklagte Krankenkasse und die beigeladene Landesver—

sicherungsanstalt (LVA) beantragen unter Hinweis auf die

- 5 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..5..

Entscheidungsgründe des angefochtenen Urteils und Meinungs—

äußerungen im Schrifttum (WZS 1969, 255),

die Revision der Klägerin zurückzuweisen°

Die beigeladene Bundesversicherungsanstalt für Angestellte
(BfA) hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend,

hat jedoch im Hinblick auf die Rechtsprechung des Senats

von weiteren Ausführungen abgesehen°

Die beigeladene Bundesanstalt für Arbeit (BA) hat erklärt,

weder Anträge stellen noch Ausführungen machen zu wollen°

Die beigeladenen Arbeitnehmer der Klägerin haben sich

im Revisionsverfahren nicht geäußert°

Alle Beteiligten haben einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung zugestimmt°

II

Die Revision der Klägerin ist begründet° Entgegen der

Ansicht des LSG sind die den beigeladenen Arbeitnehmern

der Klägerin gewährten Sonderzuwendungen ("Geburtstags—

spenden”) pauschalbesteuerte Bezüge im Sinne des Gemeinsamen

Erlasses von l9@4 und deshalb beitragsfreio

Das LSG ist mit Recht von der Weitergeltung des Gemein—

samen Erlasses ausgegangen (vgl° BSG 6, 47 und zuletzt Urteil

vom 240 Juni 1969, 5 RK 57/68)„ Der erkennende Senat hat auch

schon mehrfach die hier streitige Bestimmung — mit den gebo—

tenen staatsrechtlichen Anpassungen — angewendet, wonach

”Bezüge, für die ich, der Reichsminister der Finanzen, Pau-

schalbesteuerung zugelassen habe oder zulassen werde", fur
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"die Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge außer An—

satz bleiben (Abschnitt 1 Satz 2 Nr, 4), So hat der Senat
in BSG 16, 98 (Versicherungspflicht der Vertragsfußball—

spieler) entschieden, daß eine Pauschalbesteuerung im Sinne

der genannten Bestimmung eine bundeseinheitliche Regelung

voraussetzt und daher Verwaltungsanordnungen der Länder

über die Pauschalbesteuerung von Bezügen der Vertragsfuß—

ballspieler aus dem Jahre 1954 deren Bezüge nicht beitrage—

frei gemacht haben (aaO 105 f); nur für die Zeit vor Inkraft„

' treten des Grundgesetzes sind Länderregelungen über eine
Pauschalbesteumung hingenommen werden (vgl° SozR Nr, 14

zu 5 160 RVG betr° Bezüge land- und fortwirtschaftlicher

Aushilfskräfte; vglo ferner BSG 6, 48 Leitsatz 4, 56, wo—
nach Ausnahmen, die für steuerpflichtige Bezüge Pauschal—

besteuerung und damit Beitragsfreiheit vorsehen, "recht—

satzmäßig" vorgeschrieben sein müssen)° Als solche norma-
tiven Regelungen mit bundeseinheitlicher Geltung hat der

Senat die Bestimmungen über die Pauschalbesteuerung von

Erholungsbeihilfen nach 5 35 a Abs° 1 Nr° 1 LStDV 1959
(BSG 24, 281 und SozR Nr° 19 zu @ 160 RVG) und von Auf—

wendungen des Arbeitgebers zur Zukunftssicherung seiner

Arbeitnehmer nach 5 55 @Abs° 1 Nr, 1 Buchst„ %LStDV1957
angesehen (BSG 24, 71)° Nach der zuletzt genannten Bestim—

mung konnte
— ebenso wie nach ihrer heutigen Fassung —

das Finanzamt auf Antrag des Arbeitgebers zulassen, daß

die Lohnsteuer nach einem unter Berücksichtigung der Vor—

schriften des S 52 zu
ermittelnden besonderen Pauschsteuer»

satz Von der Summe der Aufwendungen des Arbeitgebers erho-

ben wird, wenn "in anderen als den in % 35 a Abso 1 be-

zeichneten Fä11en von einem Arbeitgeber sonstige Bezüge

in einer größeren Zahl von Fällen gewährt werden“„"°

Anders beurteilt hat der Senat dagegen Bezüge von landwirt—

„schaftlichen Aushilfskräi‘ten, die nach5 55p_Abs„ 1 Satz 1
Buchst° b_der LStDV 1961 pauschal besteuert worden waren;
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diese Bezüge hat er nicht für beitragsfrei gehalten, weil

die Pauschalbesteuerung insoweit nicht wegen ihrer beson—

deren Eigenart„ sondern im Hinblick auf die Natur der Be—

schüftigungsverhältnisse zugelassen werden war; mit der be—

schränkten Zielsetzung des Gemeinsamen Erlasses sei es unver—

einbar, die Entgeltlichkeit ganzer Beschäftigungsverhält— ’

nisse in Frage zu stellen‚ und damit abhängig Beschäftigte‚

die nach den Vorschriften der RVO versicherungspflichtig

seien, dem Schutze der Sozialversicherung zu entziehen

(vgl„ das schon genannte Urteil vom 24° Juni l969)° Keinen

Fall einer Pauschalbesteuerung und einer Besteuerung “mit

den festen Steuersätzen des 5 55 der Lohnsteuer—Durchführungs-

bestimmungen 1959” (Abschnitt 1 Satz 2 Nr„ 5 des Gemeinsamen

Erlasscs) hat der Senat ferner in einer Besteuerung sonstiger

Bezüge mit festen, jedoch individuell bemessenen Steuersätzen

nach 5 55 LStDV erblickt (BSG 26‚ 68, 70 ff}°

Bei den hier streitigen Sonderzuwendungen handelt es sich

um Vorteile, die den beigeladenen Arbeitnehmern mit Rücksicht

auf ihr Dienstverhältnis neben dem laufenden Arbeitslohn ge—
währt worden sind‚ also um "sonstige Bezüge" (vgl° die Legal—

definition in 5 42 a Abs° l Satz 1 des Einkommensteuerge—

setzes —BStG—und € 2 Abs° l und 2 € 3 LStDV; daß die Sonder—

zuwendungen nicht nach 5 5 LStDV als Jubiläumsgeschenke steuer—

frei waren, hat das LSG zutreffend ausgeführt)° Solche son—

stigen Bezüge müßten an sich dem laufenden Lohn oder Gehalt

hinzugeschlagen und nach der Nochen— bzw° Monats-Lohnsteuer—

ltabelle versteuert werden° Da dies indessen in vielen Fällen

wegen der Steuerprogression zu unangemessen hohen Steuersätzen

führen würde, hat der Gesetzgeber für sie eine getrennte Be—
steuerung vorgesehen, und zwar werden sie grundsätzlich nach

einzelnen Arbeitnehmers, d° h„ nach dem Unterschiedsbetreg

zwischen dem Jahresarbeitslohn einschließlich des sonstigen
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Bezuges und dem Jahresarbeitslohn ohne den sonstigen Bezug

versteuert (% 42 a Abs° l Nro 1 EStG, 5 55 LStDV)O Auf An—
trag des Arbeitgebers können sie jedoch auch pauschal, doh°

nach einem besonderen — entweder normativ ein für allemal

festgesetzten ("festen") oder einem vom Finanzamt im Einzel—

fall ermittelten — Steuersatz versteuert werdeno Eine Pau—

schalbesteuerung nach einem festen Steuersatz kommt nur für

Erholungsbeihilfen und Sachzuwendungen aus Anlaß von Be—

triebsveranstaltungen in Betracht (% 42 a Abs° l Nr° 2

EStG, 5 55 a LStDV)° Bei allen anderen sonstigen Bezügen

ist der Pauschsteuersatz dagegen vom Finanzamt begonders

gg__e;;g_ijgjgg£p_(@42 a Abs„ 2 Nr„ l EStG, 5 55 b net—DV)°
Die Pauschalbesteuerung nach 5 55 b LStDV setzt weiter

voraus, daß eine Berechnung der Lohnsteuer nach den allge—
V meinen Vorschriften schwierig ist oder einen unverhältnis—

mäßigen Arbeitsaufwand erfordern würde (5 55 b Abs° 1 Satz

2 LStDV)° Andererseits ist ihre Zulassung nicht notwendig

davon abhängig‚ daß der Arbeitgeber die Lohnsteuer über—
"lnimmt (5 35 b Abs° 2 LStDV, anders insoweit @ 55 a Abso l

LStDV)° Trotz dieser Unterschiede hat der Senat auch eine

Pauschalbesteuerung nach 5 55 b Abs° 1 Nr„ 1 Buchsto 3 _
LStDV als Pauschalbesteuerung im Sinne des Gemeinsamen

Erlasses angesehen, sofern der Arbeitgeber sich zur Über—

nahme der Lohnsteuer verpflichtet (BSG 24, 7l)° Daran ist

entgegen den Bedenken des LSG festzuhalten° '

Die nach dem Gemeinsamen Erlaß erforderliche und auch vom
Senat wiederholt geforderte bundeseinheitlich, rechtsatz-

mäßige Zulassung der Pauschalbesteuerung ist für sonstige
2 Bezüge und damit auch für Vergünstigungen der streitigen

Art in S 55 b Abs° l Nr° l Buchst° a LStDV enthaltene
Daß die Pauschalbesteuerung insoweit nicht unmittelbar

"durch" eine Rechtsnorm zugelassen ist (wie in 5 55 a LStDV
für Erholungsbeihilfen und Sachzuwendungen anläßlich von
Betriebsveranstaltungen)‚ sondern "auf Grund" einer Rechts—
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norm (@ 55 b LStDV) durch das Finanzamt zugelassen wird,

macht für die Anwendung des Gemeinsamen Erlasses keinen

Unterschiedo Auch eine Pauschalbesteuerung unter Einschal—

tung des örtlich zuständigen Finanzamts, das dabei vor
allem den anzuwendenden Pauschsteuersatz zu ermitteln

hat, ist, wenn sie bundeseinheitlich gilt, wie dies für

eine Pauschalbesteuerung nach 5 55 b Abs, 1 Nr° l Buchst° a

LStDV zutrifft, eine "von zentraler Stelle”, nämlich durch

Bundesrechtsverordnung, zugelassene Pauschalbesteuerung°

Daß die Pauschalbesteuerung, wenn sie den Erfordernissen

des Gemeinsamen Erlasses entsprechen soll, nur für einzelne

bestimmte Bezüge und nicht für eine ganze Gruppe von Be—

zügen (nach 5 55 b Abs„ 1 Nr„ 1 Buchst„ a LStDV für "son—

stige Bezüge"}zugelassen sein darf, wie das LSG meint,

ist weder dem Wortlaut noch dem Sinn des Gemeinsamen Er—

lasses zu entnehmen° Gegen eine solche Einschränkung spricht

vor allem die Regelung des Gemeinsamen Erlasses über die

Beitragsbefreiung von festbesteuerten Bezügen (Abschnitt 1

Satz 2 Nr° 5)° Zu diesen festbesteuerten Bezügen gehörten

früher im wesentlichen die jetzt durch 5 55 b Abs° 1 Buchst„

a LStDV erfaßten sonstigen Bezüge; sie waren mithin schon

im Gemeinsamen Erlaß nicht enumerativ, sondern als Gruppe

einer Sonderbesteuerung unterworfen und für beitragsfrei

erklärt werdenc

Unbegründet ist ferner das Bedenken, bei Zulassung der

Pauschalbesteuerung durch die Finanzämter seien diese nicht

gehindert, gleichartige Bezüge unterschiedlich zu behandeln,

was leicht zu einer mit dem Wesen der Sozialversicherung

unvereinbaren Rechtszersplitterung führen könne° Selbst

wenn eine solche Gefahr uneinheitlicher Zulassungsentschei—

dungen der Finanzämter wirklich bestände — Beschwerden sind

dem Senat insoweit bisher nicht bekannt geworden —, so würde
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sie gegenüber der viel näher liegenden Möglichkeit, daß
die Arbeitgeber von ihrer Befugnis zur Beantragung der Pau—

schalbesteuerung einen unterschiedlichen Gebrauch machen

und dadurch die beitragsrechtliche Behandlung der betref—

fenden Bezüge beeinflussen, nicht ins Gewicht fallen (daß

nur die tatsächlich pauschalbesteuerten Bezüge wegen dieser

besonderen Besteuerungsart beitragsfrei sind, ist in SozR

Nr„ 19 zu RVO % 160 näher dargelegt)° Wenn der Gesetzgeber

eine aus einer unterschiedlichen Ausübung des Antragsrechts

der Arbeitgeber resultierende "Rechtszersplitterung" in

Kauf genommen hat, so kann aus der Möglichkeit einer unein—

heitlichen Zulassungspraxis der Finanzämter kein entschei-

dendes Argument gegen die Anwendung des Gemeinsamen Er—

lasses in Fällen einer Pauschalbesteuerung nach 5 55 b

LStDV hergeleitet werden° Solche regionalen Verschieden—

heiten müßten vielmehr als "systemimmanent" hingenommen

werden°

Daß der Gemeinsame Brlaß im Jahre 1944 Pauschalbesteuerung

und Beitragsfreiheit unter wesentlich anderen tatsächlichen

Verhältnissen miteinander verknüpft hat - der damals be—

stimmend gewesene Vereinfachungsgedanke mag heute aus man—

cherlei Gründen viel von seiner Bedeutung verloren haben —,
ändert nichts daran, daß die Regelung des Gemeinsamen Er—

lasses bis zu ihrer Aufhebung oder Änderung durch den Ge—

setzgeber weiter anzuwenden ist° Daß dem Art° 2 des Steuer—

änderungsgesetzes von 1961 insoweit keine allgemeine, über

seinen Regelungsgegenstand (Bezüge von Aushilfskräften der

Land— und Forstwirtschaft) hinausgehende Bedeutung beizu—

messen ist, hat der Senat schon früher dargelegt (vglo SozR

Nr° 19 zu 5 160 RVG)° Zu dem Hinweis des LSG auf die "sozial“

schädlichen" Auswirkungen der Beitragsfreiheit von pauechal—

_besteuerten sonstigen Bezügen ist im übrigen zu bemerken,

daß es in der Krankenversicherung, in der einmalige Zuwen—
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dungen bei der Berechnung des Krankengeldes außer Betracht

bleiben (@ l82 Abs° 5 Satz 2 RVO}‚ nicht unangemessen erscheint‚
diese Zuwendungen auch beitragsfrei zu lasseno

Die von der beklagten Krankenkasse unter Hinweis auf Ausfüh—

rungen von Buttler in WZS l969, 235 vertretene Auffassung,

die fragliche Bestimmung des Gemeinsamen Erlasses sei bis—

her falsch ausgelegt werden, pauschalbesteuerte Bezüge seien

danach nicht beitragsfrei, widerspricht sowohl dem Wortlaut

(“
„oo bleiben für die Berechnung der Beiträge zur Sozial—

versicherung außer Ansatz Quo”) wie dem Vereinfachungszweck

des Gemeinsamen Erlasses (vgl° schon Reichsarbeitsblatt l94&,

Teil V, S° 512}°

Da die hier streitigen pauschalbesteuerten Bezüge somit nach

Abschnitt 1 Satz 2 Nr° 4 des Gemeinsamen Erlasses in Verbin—

dung mit @ 55 b Abs„ 1 Nr„ 1 Buchst° a LStDV nicht der Bei—

tragspflicht unterliegen‚ müssen die angefochtenen Bescheide

der Beklagten und die Urteile der Vorinstanzen, die diese

Bescheide als rechtmäßig bestätigt haben, auf die Revision

der Klägerin aufgehoben werdenn
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